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Bonn, den 9. November 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr. : Anerkennung der Ansprüche von Angestellten des 
öffentlichen Dienstes aus dem Versorgungsstock 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Schneider (Hamburg), 
Heye, Burgemeister, Dr. Dollinger und Genossen 
— Drucksache 1313 — 


Die Kleine Anfrage vom 23. Oktober 1959 beantworte ich im 
Benehmen mit den Herren Bundesministern der Finanzen, für 
Wirtschaft und für Arbeit und Sozialordnung wie folgt: 

Zu 1. 

Aus den Vorschriften, die in der Kleinen Anfrage angeführt 
sind, können die früheren Angestellten, zu deren Gunsten 
persönliche Versorgungsstöcke gebildet worden sind, An- 
sprüche gegen den Bund nicht herleiten, Ansprüche aus den 
Versorgungsstockkonten richten sich vielmehr gegen die Stock- 
banken, ggf. gegen die Versicherungsträger, mit denen die 
Angestellten zu Lasten des Versorgungsstocks Verträge ein- 
gegangen sind ; sind aus den Stockmitteln Reichsanleihen be- 
schafft worden, so kommt der Bund als Ablösungsschuldner 
nach den Bestimmungen des Allgemeinen Kriegsfolgenge- 
setzes in Frage. 

Zu 2. 

§ 86 des Regierungsentwurfs eines Kriegsfolgenschlußgesetzes 
und die Begründung hierzu, auf die die Anfrage Bezug 
nimmt, erstreckten sich auf Personen, die deshalb in der gesetz- 
lichen Angestelltenversicherung versicherungsfrei waren, weil 
sie Anwartschaften auf. Ruhegeld oder Pension hatten. Die 
Anfrage erstreckt sich aber auf andere Personenkreise, in 
erster Linie auf frühere Angestellte, deren Arbeitsverdienst 
die im Angestelltenversicherungsgesetz festgesetzte Grenze 
für die Pflichtversicherung (7200 RM jährlidi) überschritt und 
für die die Bildung von Versorgungsstöcken anstelle einer 
Versicherung bei der Zusatzversorgungsanstalt des Reichs und 
der Länder zugelassen war, falls die Angestellten die im 
Rahmen einer solchen Versicherung bestehenden Bindungen 
und Beschränkungen nicht in Kauf nehmen wollten. 
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Zu 3. 

Die Stodcbanken haben auf Grund einer von mir durchge- 
führten Erhebung Versorgungsstockkonten für insgesamt 
5478 Personen mit einem Betrage von 15 608 142,56 Reichs- 
mark angegeben. 

Zu 4. 

Die Frage ist durch die Ausführungen zu 1. und 2. beant- 
wortet. Aus den Mitteln des Versorgungsstocks haben sich, 
soweit bekannt, in vielen Fällen Angestellte freiwillig in der 
gesetzlichen Angestelltenversicherung weiterversichert oder 
selbst versichert und bei der Zusatzversorgungsanstalt des 
Reichs und der Länder freiwillig versichert. 

Zu 5. und 6. 

Zur Zeit wird in meinem Hause geprüft, ob und auf welchem 
Wege den Inhabern von Versorgungsstockkonten über die 
allgemeine Regelung in den Gesetzen zur Neuordnung des 
Geldwesens, über die besonderen Vorschriften der Lastenaus- 
gleichsgesetze und des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
hinaus aus Billigkeitsgründen geholfen werden kann. Bei 
dieser Prüfung müssen sehr verschiedenartige Tatbestände 
erfaßt und ausgewertet werden. Das bisher vorliegende Ergeb- 
nis der Erhebungen reicht zu einer abschließenden Stellung- 
nahme nicht aus. 


Dr. Schröder 



